Einwurfeinschreiben


Absender

Name							

Straße						Nr.	

PLZ/Ort							





An den zuständigen Unfallversicherungsträger 					

							

							


Datum:				


Anzeige eines Gesundheitsschadens nach § 12a SGB VII und Antrag auf Feststellung eines Versicherungsfalls


Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bin aufgrund meiner Organlebendspende gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 13 Buchst. b SGB VII gesetzlich unfallversichert.

Hiermit zeige ich Gesundheitsschäden im Zusammenhang mit meiner Organlebendspende an und beantrage die Feststellung eines Versicherungsfalls nach § 12a Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 SGB VII.

Am 								(Datum der Organspende)

habe ich

meine/einen Teil meiner					(rechte o. linke Niere/Leber)

gespendet.

Ort der Spende: 										

								(Klinik-/Krankenhaus-Anschrift)

Empfänger der Organspende:							(Name)

Infolge meiner Organlebendspende sind bei mir gesundheitliche Beeinträchtigungen aufgetreten, die über die regelmäßig mit der Organentnahme verbundenen Beeinträchtigungen hinausgehen.

Ich beantrage die Feststellung, dass ein Versicherungsfall nach § 12a SGB VII eingetreten ist und die nachfolgend beschriebenen Gesundheitsschäden als Folgen dieses Versicherungsfalls anerkannt werden.

Zugleich beantrage ich die Prüfung und Gewährung sämtlicher mir aufgrund des Versicherungsfalls zustehenden Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung, insbesondere Heilbehandlung, Verletztengeld, Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und zur sozialen Teilhabe, ergänzende Leistungen nach den gesetzlichen Vorschriften sowie, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, Verletztenrente.

Ich bitte außerdem um Prüfung und Bescheidung, ob mir neben einer gesetzlichen Verletztenrente Mehrleistungen nach § 94 SGB VII in Verbindung mit Ihrer Satzung zustehen.

Seit der Spende sind __________ Wochen/Monate (ggf. streichen) vergangen. Nach dem Gemeinsamen Rundschreiben der Krankenkassenverbände vom 25.09.2015 werden bei komplikationslosem Verlauf folgende Zeiträume der Arbeitsunfähigkeit als Orientierungswerte genannt:

· Nierenlebendspende: bis 6 Wochen bei leichter bis mittelschwerer Tätigkeit, bis 12 Wochen bei schwerer körperlicher Tätigkeit
· Teilleberlebendspende: bis 10 Wochen, bis 20 Wochen bei schwerer körperlicher Tätigkeit

Diese Zeiträume sind keine gesetzlichen Höchstgrenzen. Ihre Überschreitung beweist für sich allein keinen Gesundheitsschaden nach § 12a SGB VII. Umgekehrt kann ein solcher Gesundheitsschaden bereits innerhalb dieser Zeiträume vorliegen.

Seit der Organlebendspende sind bei mir insbesondere folgende Beschwerden bzw. Gesundheitsschäden neu aufgetreten oder haben sich wesentlich verschlechtert:

Beispiele (Liste nach den tatsächlich vorliegenden Gesundheitsstörungen ergänzen oder kürzen)
· Kognitive Störungen, insbesondere neu aufgetretene Vergesslichkeit sowie Aufmerksamkeits- und Konzentrationsstörungen
· Belastungsintoleranz/Post-Exertional Malaise mit verstärkter und länger anhaltender Zustandsverschlechterung nach körperlicher und/oder kognitiver Belastung
· Schwindelanfälle
· Orthostatische Beschwerden bzw. orthostatische Intoleranz
· Chronische Müdigkeit bzw. anhaltende schwere Erschöpfung (Fatigue)
· Nicht erholsamer Schlaf
· Erhebliche und länger anhaltende Minderung der Fähigkeit, berufliche, soziale oder persönliche Aktivitäten auf dem Niveau vor der Spende auszuüben

Die genannten Beschwerden können je nach Ausprägung und ärztlicher Befundlage die Kriterien eines chronischen Fatigue-Syndroms bzw. eines ME/CFS erfüllen. Soweit ein solches Krankheitsbild geltend gemacht wird, weise ich darauf hin, dass die sozialgerichtliche Rechtsprechung die generelle Geeignetheit einer Nierenlebendspende zur Verursachung länger andauernder Erschöpfungssyndrome bzw. eines chronischen Fatigue-Syndroms bestätigt hat (LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17.01.2023, L 3 U 233/18; Thüringer LSG, Urteil vom 22.05.2025, L 1 U 577/21). Die Anerkennung im konkreten Einzelfall bleibt der medizinischen und rechtlichen Prüfung vorbehalten.
Zusätzlich sind bei mir nach der Spende folgende gesundheitliche Beeinträchtigungen aufgetreten:
· Bluthochdruck bzw. instabiler Blutdruck
· über das erwartbare Maß hinausgehende Verschlechterung der Nierenfunktion und/oder Proteinurie
· Narbenschmerzen
· Narbenbruch
· Nervenschmerzen an/am/im: ____________________________________________
· Sonstige chronische Schmerzen an/am/im: _________________________________
· Depressive bzw. psychische Beeinträchtigungen
· Weitere: ____________________________________________________________

Zum Nachweis der geltend gemachten Gesundheitsschäden füge ich bereits folgende Unterlagen bei:
· _______________________________________________________________
· _______________________________________________________________
· _______________________________________________________________

Bei folgenden Ärzten und Institutionen können Sie weitere medizinische Unterlagen und Auskünfte anfordern:
· _______________________________________________________________
· _______________________________________________________________
· _______________________________________________________________

Für besondere Nachbehandlungen und Spätschäden im Sinne des § 12a Abs. 1 Satz 2 SGB VII gilt eine gesetzliche Kausalitätsvermutung. Soweit die Organlebendspende nach aktueller medizinisch-wissenschaftlicher Kenntnis generell geeignet ist, den jeweiligen Gesundheitsschaden zu verursachen, wird der ursächliche Zusammenhang gesetzlich vermutet. Greift sie ein, muss ich den Ursachenzusammenhang nicht im Vollbeweis nachweisen. Nach § 12a Abs. 1 Satz 3 SGB VII ist die Vermutung nur widerlegt, wenn offenkundig ist, dass der Gesundheitsschaden nicht im ursächlichen Zusammenhang mit der Spende steht. Soweit die Vermutung greift, hat der Unfallversicherungsträger die Voraussetzungen ihrer Widerlegung festzustellen.

Nach dem LSG Rheinland-Pfalz ist ein fehlender Zusammenhang nur dann offenkundig, wenn keine oder lediglich eine entfernt liegende und rein theoretische Möglichkeit eines Zusammenhangs besteht; bezogen auf den Einzelfall müsste mit einer jeden ernsthaften Zweifel ausschließenden Wahrscheinlichkeit feststehen, dass die Spende nicht rechtlich wesentliche Ursache des Gesundheitsschadens ist (Urteil vom 17.01.2023, Az. L 3 U 233/18). Soweit die Vermutung greift, kann eine Ablehnung daher nicht auf bloße Zweifel, fehlenden Vollbeweis meinerseits oder die bloße Möglichkeit konkurrierender Ursachen gestützt werden.

Bitte bestätigen Sie mir den Eingang dieses Antrags und teilen Sie mir das Aktenzeichen sowie die zuständige Sachbearbeitung mit. Ich bitte innerhalb von sechs Wochen um Nachricht über den Stand des Verfahrens und die eingeleiteten Ermittlungen.
Mit freundlichem Gruß
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